Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2753 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Angestelltenversicherungsgesetz wird wie 
folgt geändert: 

1. a) In § 10 Abs. 1 wird folgender neuer Satz 2 
eingefügt: 

„Die Versicherung kann ferner freiwillig fort- 
gesetzt werden, wenn der Versicherte min- 
* destens vierundzwanzig Kalendermonate 
pflichtversichert war und wegen Überschrei- 
tung der Jahresarbeitsverdienstgrenze ver- 
sicherungsfrei wird; das gilt nicht, wenn der 
Versicherte innerhalb von zehn Jahren nicht 
während mindestens sechzig Kalendermona- 
ten eine Beschäftigung oder Tätigkeit ausge- 


übt hat, die unbeschadet des § 4 Abs. 1 Nr. 1 
rentenversicherungspflichtig wäre." 

b) In § 10 Abs. 1 werden die Sätze 2 und 3 
Sätze 3 und 4. 

2. In § 32 Abs. 1 wird der mit den Worten „sie 
wird" beginnende Halbsatz gestrichen. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S.l) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 19. Mai 1961 


Mischnik 

Dr. Mende und Fraktion 
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